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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Nachanmeldungen und Wieder- 
anmeldungen 

UNTERABSCHNITT 1 

Anmeldung der Rechte 

§ 1 

(1) Rechte aus Wertpapieren, die der Be- 
rechtigte nicht oder nicht rechtzeitig nach 
den Wertpapierbereinigungsgesetzen ange- 
meldet hat, können nachträglich angemeldet 
werden (Nachanmeldung). Das gleiche gilt, 
wenn eine Anmeldung zurückgenommen 
oder als verspätet abgelehnt worden ist. 

(2) Pfandgläubiger oder sonst dinglich Be- 
rechtigte können die Nachanmeldung für den 
Berechtigten vornehmen. 

§ 2 

(1) Ist eine Anmeldung vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes rechtskräftig abgelehnt 
worden, weil der Anmelder den Beweis des 
Rechts (§ 21 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes) nicht erbracht hat, so kann das 
Recht wieder angemeldet werden (Wieder- 
anmeldung), wenn der Anmelder 

1. öffentliche Urkunden auffindet oder zu 
benutzen in den Stand gesetzt wird oder 

2. Bankbescheinigungen beibringt, 

die ohne sein eigenes Verschulden im Prü- 
fungsverfahren nicht berücksichtigt werden 


konnten und eine für ihn günstigere Ent- 
scheidung herbeigeführt haben würden. 

(2) Eine Wiederanmeldung kann ferner 
vorgenommen werden, wenn die Ablehnung 
der Anmeldung lediglich darauf beruhte, daß 
ein Anmelder die Richtigkeit einer von ihm 
abgegebenen Erklärung nicht an Eides Statt 
versichert hatte. 

§ 3 

Für Nachanmeldungen und Wiederanmel- 
dungen gelten die Vorschriften der Wert- 
papierbereinigungsgesetze sinngemäß, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 4 

(1) Nachanmeldungen können bis zu einer 
anderweitigen gesetzlichen Regelung vorge- 
nommen werden. 

(2) Wiederanmeldungen sind binnen acht 
Monaten seit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bei der Prüfstelle einzureichen. Hierbei 
hat sich der Anmelder der Anmeldestelle zu 
bedienen, die ihn bisher im Prüfungsverfah- 
ren vertreten hat. 

(3) Einem Anmelder, der ohne sein eigenes 
Verschulden verhindert war, die Frist für die 
Wiederanmeldung einzuhalten, ist auf Antrag 
von der Kammer für Wertpapierbereinigung 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu erteilen, wenn er die Wiederanmeldung 
binnen zwei Wochen nach der Beseitigung 
des Hindernisses einreicht und die Tatsachen, 
welche die Wiedereinsetzung begründen, 
glaubhaft macht. Gegen die Ablehnung der 
Wiedereinsetzung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig; § 34 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes gilt sinngemäß. Nach dem 
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Ablauf eines Jahres, vom Ende der ver- 
säumten Frist an gerechnet, kann die Wieder- 
einsetzung nicht mehr beantragt werden. 

(4) Der Wiederanmeldung sollen die neu 
beigebrachten Beweismittel beigefügt werden. 

S 5 

Eine Anmeldestelle, die ein Recht der in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Art vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes erfaßt hat, kann die 
Nachanmeldung für den Berechtigten vor- 
nehmen, es sei denn, daß nach § 19 Abs. 1 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes nur ein 
anderes Kreditinstitut als Anmeldestelle tätig 
werden darf. 

§ 6 

(1) Nachanmeldungen und Wiederanmel- 
dungen ohne Angabe des Namens des An- 
melders (§19 Abs. 3 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes) sind unzulässig. 

(2) Der Antrag auf Ausstellung einer Lie- 
ferbarkeitsbescheinigung nach § 48 Abs. 1 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes kann in einer 
Nachanmeldung oder Wiederanmeldung nicht 
gestellt werden. 

§ 7 

Über Nachanmeldungen und Wieder- 
anmeldungen entscheidet die Kammer für 
Wertpapierbereinigung. 

UNTERABSCHNITT 2 
Gutschriftverfahren 

§ 8 

(1) Die Prüfstelle berichtet der Bankauf- 
sichtsbehörde über die Nachanmeldungen 
und die Wiederanmeldungen, die binnen acht 
Monaten seit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingegangen sind. Der Bericht ist un- 
verzüglich nach Ablauf der Frist einzureichen. 

(2) In der Folgezeit berichtet die Prüf- 
stelle über die Nachanmeldungen und Wie- 
deranmeldungen, die jeweils innerhalb von 
sechs Monaten eingegangen sind. 

§ 9 

(1) Die Prüfstelle leitet nach Absendung 
des in § 8 Abs. 1 vorgeschriebenen Berichtes 
das Gutschriftverfahren für die jeweils rechts- 


kräftig anerkannten Rechte aus solchen Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen ein, 
die binnen acht Monaten seit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei ihr eingegangen 
sind. 

(2) In der Folgezeit wird das Gutschrift- 
verfahren jeweils für die anerkannten Rechte 
eingeleitet, die in einem Bericht nach § 8 
Abs. 2 zusammengefaßt sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus 
rechtskräftig anerkannten und als fällig fest- 
gestellten Rechten (§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

(4) Wenn die Bankaufsichtsbehörde einem 
Bericht nach § 35 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes widersprochen hat, sind die 
Absätze 1 bis 3 so lange nicht anzuwenden, 
bis die Bankaufsichtsbehörde den Wider- 
spruch zurückgenommen hat. 

§ 10 

(1) Können bei Aktien die Rechte aus den 
in einem Bericht zusammengefaßten Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen nicht 
voll berücksichtigt werden, so werden nur die 
als nachgewiesen anerkannten Rechte gutge- 
schrieben. Können auch die als nachgewiesen 
anerkannten Rechte nicht voll berücksichtigt 
werden, so dürfen Gutschriften nicht erteilt 
werden. 

(2) Vorschriften über die nach Absatz 1 
nicht gutgeschriebenen Rechte bleiben einer 
späteren gesetzlichen Regelung Vorbehalten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für Genußsdieine, die nicht wie Schuldver- 
schreibungen zu behandeln sind (§ 35 Abs. 1 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

§ 11 

(1) Bei nicht fälligen Schuldverschreibungs- 
arten werden die anerkannten Rechte in vol- 
ler Höhe gutgeschrieben. Der Aussteller hat 
die Sammelurkunde auf Ersuchen der Prüf- 
stelle in dem jeweils erforderlichen Umfange 
zu erhöhen, wenn die Summe der gutzu- 
schreibenden Rechte den Betrag der Sammel- 
urkunde übersteigt. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine 
Erhöhung der Sammelurkunde nach Absatz 1 
Satz 2 oder nach § 2 Abs. 2 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
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Wertpapierbereinigungsgesetzes vor, so darf 
der Aussteller die auf Deutsche Mark umge- 
stellten Verbindlichkeiten aus den anerkann- 
ten Rechten mit Zustimmung der Bankauf- 
sichtsbehörde durch Barzahlung erfüllen, so- 
fern der Erhöhung der Sammelurkunde ein 
wichtiger Grund entgegensteht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für Genußscheine, die wie Schuldverschrei- 
bungen zu behandeln sind (§ 34 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

§ 12 

(1) Auf gutgeschriebene Rechte aus Schuld- 
verschreibungen sind auch dann Einzelurkun- 
den auszuliefern, wenn bei der Wertpapier- 
sammelbank infolge von Teilkündigungen 
und Verlosungen nach § 36 Abs. 3 des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes Einzel- 
urkunden und Barbeträge vorhanden sind. 

(2) Übersteigt der Gesamtbetrag der in 
einem Bericht nach § 8 zusammengefaßten 
Nachanmeldungen und Wiederanmeldungen 
die noch vorhandenen Einzelurkunden, so 
sind die Rechte auf sämtliche vorhandenen 
Einzelurkunden und die erforderlichen Bar- 
beträge zu verlosen. Die Verlosung führt die 
Wertpapiersammelbank unter Beteiligung 
der Bankaufsichtsbehörde und der Prüfstelle 
durch. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für Genußscheine, die wie Schuldverschrei- 
bungen zu behandeln sind. 

§ 13 

Die Gutschrift für Rechte, die auf Grund 
von Nachanmeldungen und Wiederanmel- 
dungen anerkannt worden sind, umfaßt auch 
den der Gutschrift entsprechenden Anteil an 
den Vermögensgegenständen, welche die 
Wertpapiersammelbank in Ausübung ihrer 
Befugnisse nach § 54 Abs. 1 des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes erlangt hat. 

UNTERABSCHNITT 3 

Schlußrechnung; weitere Vorschriften für 
Wiederanmeldungen und Nachanmeldungen 

§ 14 

Die auf Grund von Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen rechtskräftig anerkann- 


ten Rechte sind in einer Ergänzungsrechnung 
zur Kapitalschlußrechnung und zur Schluß- 
rechnung über die Erträge zu berücksichtigen. 
§11 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes gilt mit der Maßgabe sinngemäß, daß bei 
Berechnung des Istbetrages auch die Gesamt- 
nennbeträge der anerkannten Rechte hinzu- 
zuzählen sind, deren Verbindlichkeiten der 
Aussteller nach § 11 Abs. 2 an Stelle einer 
Erhöhung der Sammelurkunde durch Bar- 
zahlung erfüllt. 

§ 15 

(1) Dem Aussteller steht in Höhe des Be- 
trages, um den die Sammelurkunde nach § 11 
Abs. 1 Satz 2 erhöht worden ist, ein Entschä- 
digungsanspruch gegen den Bund zu. Das 
gleiche gilt, wenn der Aussteller nach § 11 
Abs. 2 Barzahlung geleistet hat. § 13 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes gilt 
sinngemäß. 

(2) Die Höhe des Entschädigungsanspru- 
chss ist von der Prüfstelle festzustellen. § 11 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
gilt sinngemäß. 

§ 16 

Wird ein Prüfungsverfahren nach diesem 
Abschnitt durchgeführt, so gilt für An- 
sprüche auf Zinsen und Gewinnanteile, die 
vor dem 30. April 1945 fällig geworden sind, 
§ 14 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes mit der Maßgabe, daß der Anspruch er- 
lischt, wenn er nicht bis zum Ablauf von 
zwei Jahren nach dem Schluß des Jahres, in 
dem dieses Gesetz in Kraft getreten ist, gel- 
tend gemacht wird. 

§ 17 

Ansprüche aus § 53 Abs. 3 und 4 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes verjähren, 
:soweit sie ein nachträglich angemeldetes 
Recht betreffen, in drei Jahren seit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes. 

§ 18 

Auf Grund dieses Abschnitts eingeleitete 
Prüfungsverfahren bleiben für die Anwen- 
dung des § 57 des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes außer Betracht. 
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S 19 

Für den Ausweis als Aktionär nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2, § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Ausübung von Mitgliedschaftsrech- 
ten aus Aktien während der Wertpapierbe- 
reinigung vom 9. Oktober 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 690) oder des entsprechenden Ge- 
setzes des Landes Berlin vom 4. Januar 1951 
(Verordnungsblatt für Berlin Teil I S. 38) ge- 
nügt nicht der Beweis, daß das Aktienrecht 
nach § 1 Abs. 1 nachträglich angemeldet oder 
nach § 2 wieder angemeldet ist. 

§ 20 

Hatte die Prüfstelle vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes mit dem Aussteller zur 
Abgeltung ihrer Ansprüche aus § 59 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes einen 
festen Betrag vereinbart, so hat der Ausstel- 
ler, wenn nicht etwas anderes ausdrücklich 
vereinbart ist, darüber hinaus die angemesse- 
nen Aufwendungen zu erstatten, die der 
Prüfstelle durch die Erfüllung der ihr in die- 
sem Abschnitt übertragenen Aufgaben ent- 
stehen. 


ABSCHNITT II 

Weitere Ergänzungen zu den Wert- 
papierbereinigungsgesetzen 

§ 21 

(1) Die Vorschriften der Wertpapierberei- 
nigungsgesetze gelten bei Vorliegen der son- 
stigen Voraussetzungen für die Bereinigung 
einer Wertpapierart sinngemäß auch für 
Wertpapiere, Ersatzurkunden und Jung- 
scheine, deren Aussteller seinen Sitz seit dem 
1. Oktober 1953 in den Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes verlegt hat oder noch verlegt, 
soweit sich nicht aus den Absätzen 2 bis 4 
etwas anderes ergibt. 

(2) Soweit in Vorschriften des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes der Zeitpunkt seines In- 
krafttretens für maßgebend erklärt ist, tritt 
an dessen Stelle in den Fällen des Absatzes 1 
der Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes). Hat der Aussteller vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen Sitz in 
dessen Geltungsbereich verlegt, so hat er bin- 
nen einem Monat seit dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes den Antrag auf Feststellung, daß 


die gesetzlichen Voraussetzungen für die Be- 
reinigung gegeben sind (§ 4 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes), zu stellen und die 
Prüfstelle zu benennen (§ 7 Abs. 1, 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

(3) Verlegt der Aussteller nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes seinen Sitz in des- 
sen Geltungsbereich, so hat er unverzüglich 
nach der Sitzverlegung den Antrag auf Fest- 
stellung, daß die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen für die Bereinigung gegeben sind, zu stel- 
len und die Prüfstelle zu benennen. 

(4) Wertpapiere, für die bis zum Ablauf 
des dem Stichtag vorangehenden Tages Lie- 
ferbarkeitsbescheinigungen ausgestellt sind, 
bleiben in Kraft. Der Antrag auf Ausstellung 
einer Lieferbarkeitsbescheinigung nach § 48 
Abs. 1 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
kann nicht gestellt werden. 

§ 22 

Bei Wertpapierarten, die nach § 21 in die 
Wertpapierbereinigung einbezogen werden, 
beginnt die Frist des § 14 Abs. 1 Satz 2 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes mit 
dem Ablauf des Jahres, in das der Stichtag 
fällt. 

§ 23 

Kann bei Aufstellung einer Schlußrechnung 
ein Sollbetrag in Ermangelung der erforder- 
lichen Unterlagen nidit ausgewiesen werden, 
so ist der Istbetrag als Sollbetrag einzusetzen. 
Die Prüfstelle hat die Schlußrechnung zu be- 
richtigen, wenn nachträglich zur Verfügung 
stehende Unterlagen die Feststellung des Soll- 
betrages ermöglichen. § 11 Abs. 4 und 5 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes gilt 
sinngemäß. 

§ 24 

(1) In die Schlußrechnung über die Erträge 
sind die nach dem Kraftloswerden der Wert- 
papiere fällig gewordenen Erträge insoweit 
einzubeziehen, als sie 

1. auf Rechte zu entrichten sind, die bis zum 
Ablauf von zehn Monaten seit dem Stich- 
tag fällig geworden sind; 

2. auf den Betrag entfallen, um den die Sam- 
melurkunde nach § 2 Abs. 2 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 



des Wertpapierbereinigungsgesetzes er- 
höht worden ist; hierbei sind die nach 
§ 37 Abs. 1 Satz 3 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes vorzunehmen- 
den zusätzlichen Kündigungen oder Ver- 
losungen des Kapitalbetrages, um den die 
Sammelurkunde erhöht worden ist, zu be- 
rücksichtigen. 

(2) Sind Zinsen kraft Gesetzes oder ver- 
traglicher Vereinbarung erst bei der Ein- 
lösung des Kapitalbetrages zu zahlen, so sind 
in die Schlußrechnung auch die Zinsen ein- 
zubeziehen, die vor dem 30. April 1945 fällig 
geworden sind. 

§ 25 

Die Verwendung der Zinsen, die der Wert- 
papiersammelbank aus der verzinslichen An- 
legung von Geldbeträgen nach § 54 Abs. 2 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
zugeflossen sind oder noch zufließen, wird 
das in § 38 Abs. 2 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vorbehaltene Gesetz regeln. 
Dieses Gesetz wird auch bestimmen, inwie- 
weit die Zinsen der Wertpapiersammelbank 
als Vergütung für die Erfüllung der Aufgaben 
verbleiben, die ihr durch § 54 Abs. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
übertragen worden sind. 

§ 26 

Umfassen die von einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien aus- 
gegebenen, nicht voll eingezahlten Aktien, 
die nach § 3 des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes kraftlos geworden sind und für die im 
Wertpapierbereinigungsverfahren Gutschrift 
auf Sammeldepotkonto nicht erteilt ist, nicht 
mehr als den zehnten Teil des Grundkapitals 
der Gesellschaft, so kann hinsichtlich dieser 
Aktien, solange für sie nicht Gutschrift auf 
Sammeldepotkonto erteilt oder der Berech- 


tigte nach § 38 Abs. 2 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes bestimmt ist, zur Einzahlung 
ausstehender Einlagen nicht auf gef ordert so- 
wie der Verlust der Aktien und der geleiste- 
ten Einzahlungen nach § 58 des Aktien- 
gesetzes nicht angedroht werden. 

ABSCHNITT III 
Schlußvorschriften 

§ 27 

Soweit dieses Gesetz auf das Wertpapier- 
bereinigungsgesetz Bezug nimmt, ist darunter 
je nach dem Geltungsbereich das Gesetz zur 
Bereinigung des Wertpapierwesens vom 
19. August 1949 (WiGBl. S. 295) oder das 
entsprechende Gesetz des Landes Berlin vom 
26. September 1949 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin Teil I S. 346) zu verstehen. 
Wertpapierbereinigungsgesetze im Sinne die- 
ses Gesetzes sind außer den genannten beiden 
Gesetzen je nach dem Geltungsbereich das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes vom 29. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 211) oder das gleiche 
Gesetz des Landes Berlin vom 12. Juli 1951 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 530) sowie das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes vom 20. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 940 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 1103). 

§ 28 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten 'Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
in Berlin (West). 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Monats 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Wertpapierbereinigungsgesetz (WBG) 
schreibt vor, daß Rechte aus kraftlos gewor- 
denen Wertpapieren innerhalb einer Aus- 
schlußfrist von sechs Monaten anzumelden 
sind. Bei Versäumung dieser Frist kann die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in- 
nerhalb einer weiteren Ausschlußfrist von 
zwölf Monaten beantragt werden (§ 17 
Abs. 1, § 32 WBG). Diese Regelung soll ein- 
mal das Verfahren zusammenfassen und da- 
durch die Aufdeckung von Doppelanmel- 
dungen erleichtern. Außerdem soll sie einen 
frühzeitigen Gesamtüberblick über die zu be- 
rücksichtigenden Rechte ermöglichen, der 
Voraussetzung für die Erteilung von Gut- 
schriften auf die angemeldeten und im Prü- 
fungsverfahren anerkannten Rechte ist. Da- 
bei mußte in Kauf genommen werden, daß 
trotz der Unterrichtung der Öffentlichkeit 
durch Presse und Rundfunk einzelne Berech- 
tigte die Anmeldefristen nicht einhalten 
würden. 

Tatsächlich ist die rechtzeitige Anmeldung 
in einer nicht unbedeutenden Zahl von Fäl- 
len unterblieben. Dies ist z. T. darauf zu- 
rückzuführen, daß Berechtigte von dem Er- 
fordernis der Anmeldung und den zu be- 
achtenden Fristen aus den verschiedensten 
Gründen keine hinreichende Kenntnis erhal- 
ten haben. Dies ist namentlich bei Wertpa- 
pierinhabern festzustellen, die unter dem 
Druck der Kriegs- und Nachkriegsereignisse 
den Mittelpunkt ihrer bisherigen Lebensbe- 
ziehungen haben aufgeben müssen. Auch im 
Ausland haben Eigentümer deutscher Wert- 
papiere oft erst nach Ablauf der Fristen von 
der Notwendigkeit der Anmeldung erfahren. 
Andere Berechtigte haben die Bedeutung der 
Ausschlußfristen verkannt. In dem sowjetisch 
besetzten Gebiet Deutschlands ist die Unter- 
richtung der Bevölkerung über die Wert- 
papierbereinigung von Anfang an auf 


Schwierigkeiten gestoßen. Selbst wer von ihr 
Kenntnis erhalten hat, hat es häufig nicht 
gewagt, seine Rechte zur Bereinigung anzu- 
melden. Anderen Berechtigten, insbesondere 
Heimatvertriebenen, ist es erst nach Ablauf 
der Ausschlußfristen gelungen, das Beweis- 
material für die Anmeldung zu beschaffen. 
Sie haben daher wegen der Aussichtslosig- 
keit der Anmeldung zunächst davon Ab- 
stand genommen, ihre Rechte geltend zu 
machen. Eine besondere Gruppe bilden 
schließlich die Berechtigten, die nach Ablauf 
der Anmelde- und Wiedereinsetzungsfristen 
als Spätheimkehrer aus der Gefangenschaft 
zurückgekehrt oder als Sowjetzonenflücht- 
linge in das Bundesgebiet oder nach Berlin 
(West) ausgewichen sind und hier erstmals 
Gelegenheit erhalten haben, ungehindert ihre 
Rechte wahrzunehmen. 

Die Zahl der Berechtigten, die ihre Rechte 
zur Bereinigung nicht fristgerecht angemeldet 
haben, wird auf 25 000 bis 30 000 geschätzt. 
Es besteht daher zur Behebung von Härten 
ein dringendes Bedürfnis, die Nachholung 
der Anmeldungen zu ermöglichen. 

Die Wertpapierbereinigung hat auch dann zu 
Härten geführt, wenn Berechtigte ihre An- 
meldungen nicht mit zureichenden Beweis- 
mitteln belegen konnten und deshalb die 
Ablehnung ihrer angemeldeten Rechte in 
Kauf nehmen mußten, nachträglich aber für 
die Anerkennung ausreichende Belege aufge- 
funden oder sonst erlangt haben. Hiervon 
sind insbesondere Heimatvertriebene und 
Bewohner der sowjetisch besetzten Zone be- 
troffen worden. Es ist angebracht, für Fälle 
dieser Art die Wiederanmeldung zuzulassen. 

Die Bankaufsichtsbehörden der Länder und 
das Amt für Wertpapierbereinigung haben 
Erhebungen über Art und Umfang der 
Härtefälle durchgeführt. Hiernach belegen 
die erfaßten Härtefälle etwa zu 18 v. H. die 
bisher nicht beanspruchten Teile der Sammel- 
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urkunden, die sogenannten Bodensätze der 
Wertpapierarten, für die Härtefälle gemel- 
det worden sind. Es kann daher davon aus- 
gegangen werden, daß die nach Bedienung 
dieser Fälle noch verbleibenden Bodensätze 
ausreichen werden, um auch die Berechtigten 
berücksichtigen zu können, die ihre Rechte 
erst nach der Wiedervereinigung Deutsch- 
lands geltend machen werden. 

Der Entwurf bringt außerdem einige Ände- 
rungen und Ergänzungen des WBG und des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes (des 
Zweiten ErgGesWBG), die sich bei der 
Durchführung dieser Gesetze als notwendig 
oder zweckmäßig erwiesen haben. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Begrün- 
dung ausgeführt worden ist, erscheint es ge- 
boten, die Nachanmeldung in den Fällen 
zuzulassen, in denen Rechte von den Berech- 
tigten nicht oder nicht rechtzeitig nach den 
Wertpapierbereinigungsgesetzen zur Bereini- 
gung angemeldet worden sind (Abs. 1 Satz 1). 
Gegenüber etwa möglichen Zweifeln stellt 
Abs. 1 Satz 2 klar, daß eine Nachanmeldung 
auch dann vorgenommen werden kann, 
wenn eine rechtzeitig eingereichte Anmel- 
dung zurückgenommen oder eine Anmel- 
dung als verspätet abgelehnt worden ist. 

Abs. 2 läßt die Nachanmeldung durch Pfand- 
gläubiger oder sonst dinglich Berechtigte zu. 
Die Vorschrift wird namentlich dann von 
Bedeutung sein, wenn diese Personen von der 
ihnen nach dem Wertpapierbereinigungsge- 
setz gewährten Befugnis zur selbständigen 
Wahrnehmung ihrer Rechte infolge unzu- 
reichender Unterrichtung oder aus anderen 
Gründen keinen Gebrauch gemacht haben 
(vgl. §§ 45 bis 47 WBG). 

Zu § 2 

Gewisse Härten haben sich, wie bereits im 
allgemeinen Teil der Begründung dargelegt 
worden ist, auch dann ergeben, wenn An- 
meldungen wegen fehlenden Beweises abge- 
lehnt worden sind und nachträglich die er- 
forderlichen Beweisunterlagen beschafft wer- 
den konnten. Zur Behebung dieser Härten 
sieht der Entwurf die Möglichkeit der Wie- 


deranmeldung vor. Um zu vermeiden, daß 
über den Zweck der Wiederanmeldung hin- 
aus alle abgelehnten Anmeldungen wieder 
aufgerollt werden können, müssen die Vor- 
aussetzungen der Wiederanmeldung eng be- 
grenzt werden. Hierzu dient die Beschrän- 
kung der Wiederanmeldung auf nachträglich 
erlangte objektive Beweismittel, nämlich auf 
öffentliche Urkunden und Bankbescheinigun- 
gen. Diese Regelung lehnt sich eng an die 
entsprechenden Vorschriften des Zivilprozeß- 
rechts an (vgl. § 580 der Zivilprozeßord- 
nung). Entsprechend der auch in anderen Ge- 
setzen geltenden Regelung stellt der Ent- 
wurf den Grundsatz auf, daß den Anmelder 
selbst kein Verschulden an der verspäteten 
Vorlage der Beweisunterlagen treffen darf. 
Ein Verschulden Dritter belastet den Anmel- 
der nicht (Abs. 1). 

Zahlreiche Anmelder haben bei Beginn der 
Wertpapierbereinigung sogenannte „aus- 
drückliche Erklärungen“ abgegeben, indem 
sie z. B. versicherten, über das in einem frü- 
heren Depotauszug aufgeführte Recht bis 
zum 1. Oktober 1949 nicht verfügt zu 
haben. Die Rechtsprechung hat diese Erklä- 
rungen nicht für ausreichend angesehen und 
die eidesstattliche Versicherung ihrer Richtig- 
keit verlangt. Vor allem bei Anmeldungen 
aus der sowjetisch besetzten Zone ist es viel- 
fach nicht gelungen, die eidesstattliche Ver- 
sicherung rechtzeitig beizuziehen. Die Kam- 
mern für Wertpapierbereinigung haben die 
Anmeldungen schließlich nach wiederholter 
Fristsetzung abgelehnt. Inzwischen haben die 
Anmeldestellen von einem Teil der Anmel- 
der die fehlende eidesstattliche Versicherung 
erhalten, und es kann damit gerechnet wer- 
den, daß in anderen Fällen die eidesstatt- 
lichen Versicherungen in absehbarer Zeit be- 
schafft werden. Zur Behebung von Härten 
ist auch für Fälle dieser Art die Wiederan- 
meldung vorgesehen, die lediglich davon ab- 
hängt, daß die erforderliche Erklärung nach- 
gereicht wird (Abs. 2). 

Zu § 3 

Bei der Abwicklung der Härtefälle sind die 
bisherigen Grundsätze der Wertpapierberei- 
nigung soweit wie möglich beizubehalten. Vor 
allem wird dadurch den mit dem bisherigen 
Verfahren vertrauten Anmeldestellen und 
Prüfstellen die Erledigung der neu anfallen- 
den Arbeit erleichtert. Auf Nachanmeldun- 
gen und Wiederanmeldungen sollen daher 
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grundsätzlich die Bestimmungen der Wert- 
papierbereinigungsgesetze mit den aus Ab- 
schnitt II zu entnehmenden Änderungen und 
Ergänzungen Anwendung finden, sofern 
nicht aus besonderen Gründen eine ab- 
weichende Regelung erforderlich ist. Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen sind 
daher bei Kreditinstituten als Anmeldestel- 
len einzureichen und von diesen an die für 
die einzelne Wertpapierart zuständige Prüf- 
stelle weiterzuleiten. Die Prüfstelle hat die 
Anmeldungen mit ihrer Stellungnahme der 
zuständigen Kammer für Wertpapierbereini- 
gung zur Entscheidung vorzulegen (§ 7). An 
die Anerkennung des Rechts schließt sich das 
Gutschriftverfahren an. 

Zu § 4 

Nach § 17 Abs. 1 WBG muß die Anmeldung 
innerhalb von sechs Monaten seit dem Stich- 
tag (§ 6 Abs. 2 WBG) bei der Anmeldestelle 
eingehen. Es ist nicht zweckmäßig, für Nach- 
anmeldungcn wiederum eine Ausschlußfrist 
zu setzen. Namentlich wegen der Spaltung 
Deutschlands und der Festhaltung Deutscher 
in den besetzten Gebieten oder im Ausland 
muß damit gerechnet werden, daß auch neue 
Fristen nicht von allen Berechtigten einge- 
halten werden würden und spater die Ge- 
währung einer Nachfrist erneut geprüft wer- 
den müßte. Andererseits liegen die Gründe, 
die zu der Festsetzung der Anmeldefristen 
in den Wertpapieriaereinigungsgesetzen ge- 
zwungen haben (siehe den allgemeinen 
Teil dieser Begründung), nicht oder jeden- 
falls nur noch in beschränktem Ausmaß 
vor. Dementsprechend verzichtet der Ent- 
wurf auf eine Befristung der Nachanmel- 
dungen. Um trotzdem zu gegebener Zeit die 
Wertpapierbereinigung endgültig abschließen 
zu können, wird in einem späteren Gesetz 
zu bestimmen sein, von welchem Zeitpunkt 
ab Nachanmeldungen nicht mehr zulässig 
sind. Die Abwicklung der Härteregelung 
dürfte hierdurch nicht verzögert werden, weil 
jeder Berechtigte daran interessiert ist, so 
schnell wie möglich in den Genuß seiner 
Rechte zu gelangen. Außerdem kann der Be- 
rechtigte, der die Nachanmeldung spät ein- 
reicht, Nachteile erleiden; denn nach §§ 8 
und 9 des Entwurfs ist der jeweilige Eingang 
der Nachanmeldung bei der Prüfstelle für 
die Aufnahme in deren Bericht und damit 
für die Zuteilung auf die anerkannten Rechte 
von Bedeutung. Die Regelung, die von der 
Bestimmung einer Frist für die Einreichung 


der Nachanmeldungen absieht, entspricht in- 
soweit in gewisser Weise der des Gesetzes 
zur Änderung des Altsparergesetzes vom 
3. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. Teil I S. 1), 
durch welche die ursprünglich vorgeschrie- 
bene Frist für die Geltendmachung des Ent- 
schädigungsanspruchs ebenfalls auf unbe- 
stimmte Zeit verlängert worden ist (Abs. 1). 
Für die Einreichung von Wiederanmeldun- 
gen kann dagegen auf eine Ausschlußfrist 
nicht verzichtet werden. In den Prüfungs- 
verfahren, die für diese Rechte bereits ein- 
mal durchgeführt worden sind, haben die 
Gerichte bei Ablehnung der nicht ausreichend 
begründeten Anmeldung in ihrer Entschei- 
dung im allgemeinen schon auf die zu er- 
wartende Härteregelung hingewiesen. Damit 
ist diesen Anmeldern eindringlich nahege- 
legt worden, sich weiter um die Beschaffung 
von Unterlagen zu bemühen. Auch bei der 
Erhebung der Härtefälle haben die Bank- 
aufsichtsbehörden zu erkennen gegeben, daß 
eine Berücksichtigung derartiger Fälle bei der 
Härteregelung erwogen wird. Unter diesen 
Umständen werden die Anmelder die fehlen- 
den Unterlagen im allgemeinen bereits be- 
schafft haben und durch eine Fristsetzung 
daher nicht nachteilig berührt werden, zu- 
mal die Gesamtfrist, die ihnen das Gesetz 
zur Verfügung stellt, ein Jahr und acht Mo- 
nate von dessen Inkrafttreten ab beträgt. 
Hinzu kommt, daß die Wiederanmeldung ein 
außerordentlicher Rechtsbehelf ähnlich der 
Wiederaufnahme eines rechtskräftig abge- 
schlossenen Verfahrens ist. Derartige außer- 
ordentliche Rechtsbehelfe müssen im allge- 
meinen Interesse in der Regel an eindeutige 
und klare Fristen gebunden werden, die 
auch hier angezeigt sind. 

Die Einschaltung der ursprünglich tätig ge- 
wesenen Anmeldestelle (Abs. 2 Satz 2) 
empfiehlt sich deshalb, weil diese Stelle den 
Anmelder ohne besondere Mühe am sachge- 
mäßesten beraten kann. Außerdem können 
die Unterlagen der Prüfstelle, soweit sie sich 
auf das Gutschriftverfahren beziehen, ohne 
Änderungen übernommen werden. 
Entsprechend den Grundsätzen des WBG 
(§ 32) ist eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bei unverschuldeter Versäu- 
mung der Frist zur Vornahme der Wieder- 
anmeldung vorgesehen (Abs. 3). 

Zu § 5 

Die Anmeldestellen haben schon frühzeitig 
die ihnen bekannt gewordenen Fälle vorge- 
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merkt, in denen Eigentümer von Wertpapie- 
ren die fristgemäße Anmeldung zur Wert- 
papierbereinigung versäumt haben. Sie kön- 
nen daher häufig ohne weitere Rückfragen 
die für eine Anmeldung erforderlichen An- 
gaben machen. Im Interesse der Beschleuni- 
gung und Vereinfachung des Verfahrens soll 
die Anmeldestelle deshalb befugt sein, derart 
erfaßte Rechte ohne besonderen Auftrag des 
Anmelders anzumelden. Diese Regelung soll 
auch zugunsten der Berechtigten namentlich 
in solchen Fällen Zweifel über die Bevoll- 
mächtigung der Anmeldestellen ausschließen, 
in denen der Verkehr mit den Berechtigten 
nicht ohne weiteres möglich ist. 

Ob eine Bank verpflichtet ist, als Anmelde- 
stelle tätig zu werden, ergibt sich nicht aus 
§ 5, sondern ausschließlich aus den zwischen 
der Bank und dem Berechtigten bestehenden 
Rechtsbeziehungen. Der letzte Halbsatz 
stellt klar, daß die Zuständigkeit eines Kre- 
ditinstituts zur Vornahme der Anmeldung 
nach § 19 WBG durch die erteilte Ermäch- 
tigung nicht berührt wird. Durch diese Re- 
gelung sollen Doppelanmeldungen vermieden 
werden. 

Zu § 6 

Nach § 19 Abs. 3 WBG kann die Anmelde- 
stelle unter gewissen Voraussetzungen in der 
Anmeldung statt des Namens des Berechtig- 
ten die Nummer des Depots und die Stelle 
des Depotbuches angeben. Da Nachanmel- 
dungen und Wiederanmeldungen einer be- 
sonders sorgfältigen Prüfung bedürfen, ist 
die Angabe des Namens des Anmelders ohne 
Ausnahme erforderlich (Abs. 1). 

Nach § 48 WBG kann für ein im Ausland 
befindliches bankverwahrtes Wertpapier die 
Ausstellung einer Lieferbarkeitsbescheinigung 
beantragt werden. Wird einem solchen An- 
trag entsprochen, so bleibt das Wertpapier in 
Kraft (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 WBG). Inzwischen 
ist bei der überwiegenden Mehrzahl der 
Wertpapierarten die Sammelurkunde durch 
neue, auf Deutsche Mark lautende Einzel- 
urkunden ersetzt worden. Da infolgedessen 
die gesamte Emission bereits mit neuen Ein- 
zelurkunden belegt ist, können kraftlos ge- 
wordene, auf Reichsmark lautende Wert- 
papiere nicht mehr nachträglich durch Aus- 
stellung einerLieferbarkeitsbescheinigung nach 
§ 48 WBG rückwirkend wieder in Kraft ge- 
setzt werden. Die Ausstellung einer Liefer- 
barkeitsbescheinigung nach § 48 WBG ist 


auch aus folgendem weiteren Grunde nicht 
angängig: Reicht nämlich der durch Gut- 
schriften nicht belegte Betrag der Sammel- 
urkunde bei einer Aktienart zur vollen Be- 
rücksichtigung aller in einem Bericht zusam- 
mengefaßten Nachanmeldungen und Wieder- 
anmeldungen nicht aus, so würden die Be- 
rechtigten, die nach Anerkennung ihrer 
Rechte eine Lieferbarkeitsbescheinigung er- 
halten, durch die damit zwangsläufig ver- 
bundene Wiedereinräumung des ursprüng- 
lichen Rechts zu seinem vollen Umfang ge- 
genüber denen bevorzugt werden, deren 
Rechte vorerst nach der in § 10 vorgesehe- 
nen Regelung nicht gutgeschrieben werden 
(Abs. 2). 

Zu §7 

Die Befugnis zur Entscheidung über Anmel- 
dungen steht nach dem WBG Kreditinstitu- 
ten als Prüfstellen und Gerichten (Kammern 
für Wertpapierbereinigung) zu (§§ 24 bis 34). 
Diese Regelung war erforderlich, weil bei der 
großen Fülle der Anmeldungen nicht sämt- 
liche Fälle den Gerichten zur Entscheidung 
übertragen werden konnten (vgl. die Begrün- 
dung zu §§ 24 bis 26 WBG). Die Anzahl der 
zu erwartenden Nachanmeldungen und Wie- 
deranmeldungen ist voraussichtlich so gering, 
daß auf die Entscheidungsbefugnis der Prüf- 
stelle verzichtet werden kann. Von dieser 
Möglichkeit wird Gebrauch gemacht. Das 
entspricht einmal der Tatsache, daß die Ent- 
scheidung im Wertpapierhereinigungsverfah- 
ren ihrem Wesen nach eine Aufgabe der Ge- 
richte ist. Hinzu kommt, daß bei Nachanmel- 
dungen und Wiederanmeldungen in verstärk- 
tem Umfang mit Täuschungsversuchen ge- 
rechnet werden muß. Derartigen Versuchen 
können die Gerichte eher begegnen als die 
Prüfstellen, da ihnen weitergehende Ermitt- 
lungsmöglichkeiten als diesen zur Verfügung 
stehen. So kann z. B. nur die Kammer für 
Wertpapierbereinigung bei Zweifeln an der 
Echtheit oder Richtigkeit einer Bankbeschei- 
nigung verlangen, daß ihr die Bankbücher 
vorgelegt werden. Unter diesen Umständen 
kann angenommen werden, daß die aus- 
schließliche Zuständigkeit der Gerichte dazu 
beiträgt, die Neigung zu Täuschungsver- 
suchen von Anfang an einzuschränken. 

Zu §§ 8 und 9 

In §§ 35, 36 WBG ist vorgesehen, daß die 
Prüfstelle innerhalb von zehn Monaten seit 
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■dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 WBG) über den 
Stand des Bereinigungsverfahrens der Wert- 
papierart berichtet. Sofern die Bankaufsichts- 
behörde nicht innerhalb eines Monats seit 
dem Eingang des Berichts auf Grund ihrer 
Befugnisse nach § 54 WBG widerspricht, 
sendet die Prüfstelle die von ihr vorbereiteten 
Anerkennungsbescheide an die Anmeldestel- 
len ab. Anschließend leitet sie das Gutschrift- 
verfahren ein, indem sie bestimmte vorge- 
schriebene Anzeigen der Wertpapiersammel- 
bank erstattet und die Kontoinhaber bei der 
Wertpapiersammelbank von der sie betref- 
fenden Anzeige benachrichtigt. Diese Rege- 
lung paßt nicht für Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen, weil der Entwurf nur 
für die Einreichung von Wiederanmeldungen 
eine Frist vorsieht, die nicht mit dem Stich- 
tag beginnt, sondern mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes. Außerdem kann die Einleitung 
des Gutschriftverfahrens nicht von der 
Absendung der Anerkennungsbescheide der 
Prüfstelle abhängig gemacht werden, weil 
dieser nach dem Entwurf eine Entscheidungs- 
befugnis über Nachanmeldungen und Wie- 
deranmeldungen nicht zusteht. Für das Gut- 
schriftverfahren müssen daher besondere Be- 
stimmungen vorgesehen werden. Der Ent- 
wurf berücksichtigt dabei die in der Wert- 
papierbereinigung gesammelten Erfahrungen. 
Wie bisher sollen die einzelnen Anmeldun- 
gen zusammengefaßt werden, um einen 
Überblick über die geltend gemachten Rechte 
zu gewinnen. Zu diesem Zweck soll die Prüf- 
stelle alle Nachanmeldungen und Wieder- 
anmeldungen, die innerhalb von acht Mona- 
tne seit Inkrafttreten des Gesetzes bei ihr 
eingegangen sind, in einen Bericht aufnehmen 
(§ 8 Abs. 1). Die später eingehenden Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen sollen 
jeweils alle sechs Monate zusammengefaßt 
werden. 

Um der Prüfstelle Doppelarbeit zu ersparen, 
sollen diese Berichte, welche die einzelnen 
Anmeldungen gruppenweise zusammenfas- 
sen, auch die Grundlage für das Gutschrift- 
verfahren bilden (§ 9 Abs. 1 und 2). Dies gilt 
nach § 9 Abs. 3 sinngemäß auch für fällige 
Rechte, bei denen ein Gutschriftverfahren 
nicht durchgeführt wird, sondern die Son- 
derregelung der §§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Zweiten ErgGesWBG Platz greift. 

Die Bankaufsichtsbehörden pflegen gegen die 
nach § 35 Abs. 1 WBG vorgeschriebenen Be- 
richte der Prüfstellen, durch die der Stand 


des Bereinigungsverfahrens für die einzelnen 
Wertpapierarten dargelegt wird, in der Regel 
Widerspruch einzulegen, um ihre Aufsichts- 
pflicht erfüllen zu können. Die Prüfstellen 
können daher in solchen Fällen die vorbe- 
reiteten Anerkennungsbescheide einstweilen 
nicht versenden und das Gutschriftverfahren 
nicht einleiten. Da der Entwurf eine Ent- 
scheidungsbefugnis der Prüfstellen nicht vor- 
sieht und die den Bankaufsichtsbehörden un- 
verändert zustehenden Rechte nach § 54 
WBG zur Überwachung des Wertpapier- 
bereinigungsverfahrens ausreichen, hält der 
Entwurf die Möglichkeit eines Widerspruchs 
der Bankaufsichtsbehörden gegen Berichte 
der Prüfstellen bei Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen für entbehrlich. 

Gegenüber etwa möglichen Zweifeln stellt 
Abs. 4 klar, daß bei Vorliegen eines von der 
Bankaufsichtsbehörde auf Grund der allge- 
meinen Vorschriften im bisherigen Verfahren 
bereits erhobenen Widerspruchs auch dasGut- 
schriftverfahren für Nachanmeldungen und 
Wiederanmeldungen nicht eingeleitet werden 
darf, bevor die Bankaufsichtsbehörde ihren 
Widerspruch zurückgenommen hat. Aner- 
kennungen auf Grund von Nachanmeldungen 
und Wiederanmeldungen können also nicht 
etwa zu Gutschriften führen, wenn für frist- 
gemäße Anmeldungen noch keine Gutschrif- 
ten erteilt worden sind. 

Zu § 10 

Nach § 39 WBG sind für den Fall, daß die 
volle Berücksichtigung aller anerkannten 
Rechte nicht gewährleistet ist, Teilgutschrif- 
ten vorzunehmen. Das Zweite ErgGesWBG 
hat die Anwendung dieser Vorschrift auf 
Rechte aus fälligen Wertpapierarten beseitigt. 
Wegen der hierfür maßgebenden Erwägungen 
wird auf die Begründung zu Abschnitt I des 
Zweiten ErgGesWBG Bezug genommen. Da 
es nicht angeht, bei teilfälligen Wertpapier- 
arten einen Unterschied zwischen den fälligen 
und den nicht fälligen Rechten zu machen, 
bestimmt das Zweite ErgGesWBG, daß so- 
wohl bei fälligen als auch bei teilfälligen 
Wertpapierarten die anerkannten Rechte aus- 
nahmslos voll zu berücksichtigen sind. 

Auch für Kuxe hat das Zweite ErgGesWBG 
(§§ 61 ff.) eine Sonderregelung unter aus- 
drücklicher Aufhebung des § 39 WBG ge- 
troffen. Danach erhalten nach Abschluß aller 
Prüfungsverfahren die rechtskräftig aner- 
kannten Rechte, die sich nicht auf einen be- 
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stimmten im Gewerkenbuch eingetragenen 
Kux beziehen, keine Gutschrift, wenn die 
Summe der anerkannten Rechte den rest- 
lichen Teil der Sammelurkunde übersteigt. 
In diesem Fall steht der verbleibende Rest 
der Sammelurkunde den nicht berücksichtig- 
ten anerkannten Berechtigten als Miteigen- 
tum nach Bruchteilen zu. 

Der Entwurf hat diese Regelung nicht, wie 
es zunächst naheliegen könnte, für Rechte 
aus Aktien und Genußscheinen, die wie 
Aktien zu behandeln sind, übernommen. 
Hierfür sind verschiedene Gründe ausschlag- 
gebend. Für Kuxe konnte die Aufteilung des 
restlichen Bodensatzes unter die anerkannten 
Berechtigten zugelassen werden, weil gleich- 
zeitig in § 60 des Zweiten ErgGesWBG ein 
besonderes Anmeldeverfahren unter Aus- 
nutzung der zur Verfügung stehenden Ge- 
werkenbücher vorgesehen ist, durch das im 
wesentlichen alle Gewerken, d. h. auch die 
in der sowjetisch besetzten Zone oder in Ge- 
fangenschaft befindlichen, erfaßt werden. Ein 
solches Anmeldeverfahren ist bei Aktien und 
den genannten Genußscheinen nicht möglich, 
well in der Regel entsprechende Unterlagen 
über die Inhaber dieser Wertpapiere fehlen. 
Wenn bei Aktien der restliche Bodensatz 
unter die anerkannten Berechtigten aufgeteilt 
werden würde, wäre damit zu rechnen, daß 
Berechtigte, die ihre Rechte später anmelden, 
leer ausgehen. Mit weiteren Berechtigten muß 
jedoch mindestens so lange gerechnet werden, 
als die Wiedervereinigung Deutschlands nicht 
vollzogen ist oder Deutsche im Ausland fest- 
gehalten werden. Im Hinblick hierauf kann 
daher für den Fall, daß der Bodensatz bei 
Aktien oder bei den genannten Genuß- 
scheinen für die volle Berücksichtigung aller 
anerkannten Rechte nicht ausreicht, eine ab- 
% schließende Regelung noch nicht getroffen 
werden. 

Nach den bisher vorliegenden Feststellungen 
kann davon ausgegangen werden, daß § 10 
des Entwurfs nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen praktische Bedeutung gewinnen wird. 
Es ist daher nicht zu befürchten, daß zahl- 
reiche Anmelder auf die nach Abs. 2 in Aus- 
sicht genommene Regelung werden warten 
müssen. Diese vorübergehende Wartezeit 
kann und muß diesen wenigen Anmeldern 
um so mehr zugemutet werden, als dadurch 
die Möglichkeit eröffnet wird, die vorbehal- 
tene abschließende Regelung in Kenntnis des 
Umfangs und der Bedeutung der Über- 
anmeldungen zu treffen. Es kann dann ins- 


besondere geprüft werden, ob die Rechte der 
betroffenen Anmelder gleichfalls unter Aus- 
schaltung des § 39 WBG über den auf sie ent- 
fallenden Anteil an dem restlichen Teil der 
Sammelurkunde hinaus, wenn auch nur in 
Geld, voll berücksichtigt werden können. 

Zu § 11 

Während nach § 39 WBG nicht fällige 
Schuldverschreibungsarten und Genußscheine, 
die wie Schuldverschreibungen zu behandeln 
sind, bei Überanmeldungen einer Kürzung 
unterliegen, werden sie durch den Entwurf 
den gesamtfälligen und teilfälligen Schuld- 
verschreibungsarten gleichgestellt, die nach 
§§ 1 und 2 des Zweiten ErgGesWBG stets in 
voller Hohe zu bedienen sind. Bei Schuld- 
verschreibungsarten und den entsprechenden 
Genußscheinen gibt es daher keine anerkann- 
ten Rechte, die nicht auch gutgeschrieben 
oder bedient werden. Diese Regelung ist bei 
Schuldverschreibungen im Gegensatz zu 
Aktien angängig, weil bei ihnen die Sammel- 
urkunde ohne weiteres erhöht werden kann, 
was bei Mitgliedschaftsrechten nicht angängig 
wäre. 

Abs. 1 Satz 2 dient der praktischen Durch- 
führung des in Abs. 1 Satz 1 auf gestellten 
Grundsatzes. Die Wahlmöglichkeit in Abs. 2 
wird zugebilligt, weil sich die Aussteller von 
Schuldverschreibungen auf die Folgen, die 
sich aus der Erhöhung der Sammelurkunde 
z. B. für den Tilgungsplan u. a. m. ergeben, 
nicht einstellen konnten. Die Zustimmung 
der Bankaufsichtsbehörde soll sicherstellen, 
daß von der Barzahlung nur dann Gebrauch 
gemacht wird, wenn tatsächlich ein wichtiger 
Grund dazu vorliegt. 

Zu § 12 

Die Wertpapierbereinigung ist bei zahl- 
reichen Schuldverschreibungsarten so weit 
fortgeschritten, daß alle Prüfungsverfahren 
abgeschlossen und die Einzelurkunden für 
alle anerkannten Rechte ausgeliefert wor- 
den sind. Nach § 36 Abs. 3 des Zweiten 
ErgGesWBG sind deshalb auch die bei der 
Wertpapiersammelbank verbliebenen Einzel- 
urkunden in die Teilkündigungen und Ver- 
losungen einbezogen worden. Dies hat zur 
Folge, daß in dem Bodensatz bei der betref- 
fenden Schuldverschreibungsart neben Einzel- 
urkunden auch Bargeld enthalten ist. 

Bei der Durchführung der Härteregelung 
kann fraglich werden, ob auf die Gutschrift 
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anerkannter Rechte aus Nachanmeldungen 
und Wiederanmeldungen Einzelurkunden 
oder Bargeld oder anteilmäßig Einzelurkun- 
den und Bargeld auszuliefern sind. Eine aus- 
drückliche Regelung ist daher geboten. Es 
erscheint zweckmäßig, auch in diesen Fällen 
in erster Linie Einzelurkunden auszuliefern 
(Abs. 1). 

Für den Fall, daß die vorhandenen Einzel- 
urkunden nicht ausreichen, müssen auch die 
Barbeträge in dem erforderlichen Umfang 
ausgeschüttet werden (Abs. 2 Satz 1). Die 
vorgesehene Verlosung ist aus den gleichen 
Gründen angezeigt wie in Fällen des § 47 
Abs. 1 des Zweiten ErgGesWBG bei Zu- 
teilung anerkannter Rechte aus Anmeldungen 
mit ungenauer Bezeichnung der Wertpapier- 
art. 

Zu § 13 

Nach § 54 des Zweiten ErgGesWBG ist die 
Wertpapiersammelbank berechtigt und ver- 
pflichtet, die unbekannten Berechtigten an 
dem nicht durch Anmeldungen belegten Be- 
trag der Sammelurkunde bei der Einziehung 
der darauf entfallenden Kapitalbeträge, Zin- 
sen und Gewinnanteile sowie bei der Ent- 
gegennahme darauf entfallender Wertpapiere 
und bei der Einziehung von Zinsen oder Ge- 
winnanteilen auf diese Wertpapiere zu ver- 
treten. Außerdem ist die Wertpapiersammel- 
bank berechtigt, Bezugsrechte zu verwerten. 
Dadurch, daß die Wertpapiersammelbank 
diese Befugnis wahrgenommen hat, hat sie in 
größerem Umfang Wertpapiere und Geld- 
beträge erhalten. Für die anerkannten Rechte 
auf Grund von Nachanmeldungen und Wie- 
deranmeldungen stellt der Entwurf klar, daß 
die Gutschrift sich auch auf Vermögensgegen- 
stände anteilmäßig erstreckt, welche die 
Wertpapiersammelbank in Ausübung ihrer 
Befugnisse nach § 54 Abs. 1 des Zweiten 
ErgGesWBG erlangt hat. 

Wegen der Beträge, welche der Wertpapier- 
sammelbank nach § 54 Abs. 2 des Zweiten 
ErgGesWBG zufließen, vergleiche § 25 des 
Entwurfs. 

Zu § 14 

Nach § 11 des Zweiten ErgGesWBG ist für 
jede gesamtfällige oder teilfällige Wertpapier- 
art eine Kapitalschlußrechnung aufzustellen. 
Durch diese Schlußrechnung soll geklärt wer- 
den, ob und in welcher Hohe die tatsächlichen 


Leistungen des Ausstellers, die er nach Ab- 
schnitt I des Zweiten ErgGesWBG bei Durch- 
führung der Bereinigung der fälligen Wert- 
papierarten zu erbringen hat, seine buch- 
mäßigen Verpflichtungen aus der Anleihe 
übersteigen oder ob und in welchem Ausmaß 
die tatsächlichen Leistungen des Ausstellers 
geringer sind als seine Verpflichtungen (vgl. 
die Begründung zu Abschnitt I Unterab- 
schnitt 3 des Zweiten ErgGesWBG). 

Dem gleichen Zweck dient die Schlußrechnung 
über die Erträge, die nach § 19 des Zweiten 
ErgGesWBG bei jeder Wertpapierart für die 
nach dem 29. April 1945 und vor dem Kraft- 
loswerden der Wertpapiere fällig gewordenen 
Zinsen und Gewinnanteile aufzusteilen ist. 

Da die Höhe der tatsächlichen Leistungen des 
Ausstellers von der Summe der anerkannten 
und als fällig festgestellten Rechte beeinflußt 
wird, müssen in einer Schlußrechnung auch 
die Rechte berücksichtigt werden, die auf 
Grund einer Nachanmcldung oder Wieder- 
anmeldung rechtskräftig anerkannt worden 
sind. Diese Rechte sollen in einer Ergänzungs- 
rechnung zur Kapitalschlußrechnung und zur 
Schlußrechnung über die Erträge erfaßt wer- 
den. Auf diese Ergänzungsrechnung sind all- 
gemein die Vorschriften über Schlußrechnun- 
gen (§§ 11, 19 Zweites ErgGesWBG) sinn- 
gemäß anzuwenden (Satz 1 und Satz 2 erster 
Halb satz). 

Bei teilfälligen Wertpapierarten ist im soge- 
nannten Istbetrag, der die tatsächlichen Lei- 
stungen des Ausstellers ausweist, der Betrag 
zu berücksichtigen, um den die Sammel- 
urkunde nach § 2 Abs. 2 des Zweiten 
ErgGesWBG erhöht worden ist. Da nach 
§11 Abs. 2 des Entwurfs dem Aussteller bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes die Befug- 
nis eingeräumt ist, an Stelle der Erhöhung 
der Sammelurkunde die Verbindlichkeiten 
aus den anerkannten Rechten, die nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Zweiten ErgGesWBG 
gutzuschreiben wären, durch Barzahlung ab- 
zulösen, muß die Barzahlung ebenfalls bei der 
Berechnung des Istbetrages berücksichtigt 
werden (Abs. 1 Satz 2). 

Zu § 15 

Die in § 11 für das Gutschriftverfahren bei 
nicht fälligen Schuldverschreibungsarten vor- 
gesehene Regelung, nach der in jedem Fall die 
anerkannten Rechte in voller Höhe gutzu- 
schreiben sind, führt bei einer Anerkennung 
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von Rechten über den Betrag des noch zur 
Verfügung stehenden Bodensatzes hinaus da- 
zu, daß der Aussteller aus seinem Vermögen 
mehr aufzubringen hat, als er tatsächlich aus 
der Anleihe schuldet. Nach den angestellten 
Ermittlungen ist anzunehmen, daß ein sol- 
cher Tatbestand nur in Einzelfällen und dann 
auch nur in unbedeutender Höhe gegeben 
sein wird. Aussteller, die Geldinstitute sind, 
müssen in einem solchen Falle ihre Umstel- 
lungsrechnung berichtigen. Sie erhalten Aus- 
gleichsforderungen gegen die öffentliche Hand 
(§11 des Umstellungsgesetzes). Andere Aus- 
steller müßten dagegen die Mehrzahlung, die 
sich aus der im Interesse einer vereinfachten 
Abwicklung des Bereinigungsverfahrens ge- 
troffenen Regelung ergeben würde, selbst 
tragen. Entsprechend § 13 des Zweiten Erg- 
GesWBG wird diesen Ausstellern ein Aus- 
gleich durch Gewährung eines Entschädigungs- 
anspruches gegen den Bund zugebilligt. Dieser 
Entschädigungsanspruch soll in erster Linie 
zu Lasten des im Wertpapierbereinigungsver- 
fahren nicht beanspruchten Bodensatzes ge- 
hen. Der Ausgleich wird sich durch Inan- 
spruchnahme entweder anderer Emissionen 
desselben Ausstellers oder notfalls von Emis- 
sionen anderer Aussteller herbeiführen lassen, 
ohne daß mit einer Heranziehung öffentlicher 
Mittel gerechnet zu werden braucht (vgl. 
auch die Begründung zu Abschnitt I — am 
Ende — des Zweiten ErgGesWBG) (BT- 
Drucksache Nr. 4304 der 1. Wahlperiode). 

Abs. 2 behandelt das Verfahren zur Fest- 
stellung des Entschädigungsanspruches in An- 
lehnung an die Vorschriften des § 11 des 
Zweiten ErgGesWBG. 

Zu § 16 

Nach § 14 des Zweiten ErgGesWBG kann 
der Anspruch auf Zinsen und Gewinnanteile, 
die vor dem 30. April 1945 fällig geworden 
sind, unter Vorlegung des kraftlos gewor- 
denen Zins- oder Gewinnanteilscheines gel- 
tend gemacht werden, falls die Vorlegungs- 
frist in dem Zeitpunkt noch nicht abgelaufen 
war, in dem das Wertpapier kraftlos gewor- 
den ist. Der Anspruch erlischt, wenn er nicht 
bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Schluß des Jahres, in dem das Zweite Erg- 
GesWBG in Kraft getreten ist, geltend ge- 
macht wird. Diese Frist ist am 31. Dezember 
1955 abgelaufen. In einer Anzahl von Fallen 
haben Personen, welche die Anmeldefrist und 
die Wiedereinsetzungsfrist versäumt haben, 


auch die Frist für die Vorlegung der zum 
Stammrecht gehörenden alten Zins- und Ge- 
winnanteilscheine nicht innegehalten. Es ist 
daher angebracht, für diesen Personenkreis 
nach Eröffnung der neuen AnmeldemÖglidh- 
keit auch die Geltendmachung des Anspru- 
ches aus den erwähnten Zins- und Gewinn- 
anteilscheinen zuzulassen. 

Zu § 17 

In § 53 Abs. 3 und 4 WBG werden einem 
früheren Besitzer von Wertpapieren, der den 
Besitz gegen seinen Willen verloren hat, ge- 
wisse Rechte auf Auskunft gewährt. Danach 
kann z. B. ein solcher Besitzer eines verloren- 
gegangenen Wertpapiers, für das eine Liefer- 
barkeitsbescheinigung ausgestellt worden ist, 
von dem Aussteller und von dem derzeitigen 
Besitzer dieses Wertpapiers Auskunft darüber 
verlangen, welches Kreditinstitut die Liefer- 
barkeitsbescheinigung ausgestellt hat. Von 
dem Kreditinstitut kann der frühere Besitzer 
Auskunft darüber begehren, wer die Liefer- 
barkeitsbescheinigung beantragt hat. Dieses 
Recht ist inzwischen verjährt. Nach den bis- 
her bei der Wertpapierbereinigung gesam- 
melten Erfahrungen ist damit zu rechnen, 
daß auch Nachanmcldungen zum Teil des- 
wegen nicht zu einer Anerkennung führen 
werden, weil für das betreffende Wertpapier 
eine Lieferbarkeitsbescheinigung ausgestellt 
worden ist (§ 24 Abs. 2 Nr. 2 WBG). In 
derartigen Fällen wird dem Betroffenen das 
Auskunftsrecht nicht zu versagen sein. 

Zu §§ 18 und 19 

Nach § 57 des Zweiten ErgGesWBG gibt die 
Bankaufsichtsbehörde die Beendigung des 
Wertpapierbereinigungsverfahrens für eine 
Wertpapierart auf Kosten des Ausstellers im 
Bundesanzeiger bekannt, wenn nach Ab- 
schluß aller Prüfungsverfahren der betreffen- 
den Wertpapierart die anerkannten Rechte 
Gutschrift auf Sammeldepotkonto oder Zah- 
lung nach §§ 1 oder 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Zweiten ErgGesWBG erhalten haben. Sofern 
für jede von einer Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien ausgege- 
bene, nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz 
zu bereinigende Aktienart die Beendigung 
des Wertpapierbereinigungsverfahrens be- 
kanntgemacht ist, wird vom Tage nach der 
letzten Bekanntmachung an § 14 des Gesetzes 
über die Ausübung von Mitgliedschafts- 
rechten aus Aktien während der Wertpapier- 
bereinigung vom 9. Oktober 1950 (Bundes- 
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gesetzbl. S. 690) oder § 14 des entsprechenden 
Gesetzes des Landes Berlin vom 4. Januar 
1951 ( Verordn ungsbl. für Berlin Teil I S. 38) 
nicht mehr angewendet. Das bedeutet, daß 
von dem genannten Zeitpunkt ab für die 
Einberufung der Hauptversammlung einer 
Aktiengesellschaft oder einer Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien die entsprechenden 
Bestimmungen des Aktiengesetzes wieder 
gelten. 

In § 18 des Entwurfs wird klargestellt, daß 
die auf Grund der §§ 1 und 2 des Entwurfs 
eingeleiteten Prüfungsverfahren nicht als 
Prüfungsverfahren im Sinne des § 57 des 
Zweiten ErgGesWBG anzusehen sind. Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen sollen 
eine bereits vorgenommene Bekanntmachung, 
daß das Wertpapierbereinigungsverfahren für 
die betreffende Wertpapierart beendet ist, 
nicht nachträglich unrichtig machen. Sie sollen 
auch in Zukunft bei der Feststellung außer 
Betracht bleiben, ob die Voraussetzungen für 
eine Bekanntmachung nach § 57 des Zweiten 
ErgGesWBG erfüllt sind. 

Das Gesetz über die Ausübung von Mitglied- 
schaftsrechten während der Wertpapierberei- 
nigung (sogenanntes Stimmrechtsgesetz) hat 
für die meisten Gesellschaften bereits seine 
praktische Bedeutung verloren. Durch die in 
§ 19 des Entwurfs vorgesehene Regelung soll 
vermieden werden, daß dieses Gesetz infolge 
von Nachanmeldungen oder Wiederanmel- 
dungen erneut Bedeutung erlangt. Es kommt 
hinzu, daß die Berechtigten, die nunmehr 
ihre Rechte im Wege der Nachanmeldung 
oder Wiederanmeldung geltend machen kön- 
nen, schon bisher mangels einer den Anfor- 
derungen des Stimmrechtsgesetzes entspre- 
chenden Anmeldung ihre Mitgliedschaftsrechte 
nicht ausüben konnten. Es erscheint vertret- 
bar, diese Berechtigten auch noch für eine 
weitere Übergangszeit von der Ausübung der 
Mitgliedschaftsrechte auszuschließen. Nach 
dem Ergebnis der bisherigen Erhebungen 
werden die Beweisunterlagen bei Nachanmel- 
dungen und Wiederanmeldungen für den 
Ausweis des Anmelders nach den Vorschriften 
des Stimmrechtsgesetzes ohnehin nur in ver- 
einzelten Fällen ausreichen. Die wenigen An- 
melder mit ausreichenden Beweisunterlagen, 
die durch die Regelung des § 19 des Entwurfs 
benachteiligt werden könnten, werden ver- 
hältnismäßig schnell die Anerkennung ihrer 
Rechte erreichen können. Nach Erteilung der 
Gutschrift können sie die Mitgliedschafts- 
rechte nach den allgemeinen Vorschriften aus- 


üben (§ 10 des Stimmrechtsgesetzes), ohne 
durch § 19 des Entwurfs daran gehindert zu 
sein. 

Zu § 20 

Den Prüfstellen erwachsen durch die ihnen 
nach diesem Abschnitt des Entwurfs über- 
tragenen Aufgaben zusätzliche Arbeiten. So- 
fern die Prüfstellen seinerzeit mit den Aus- 
stellern Vereinbarungen über die Zahlung 
eines festen Betrages zur Abgeltung ihrer 
Leistungen im Bereinigungsverfahren getrof- 
fen haben (§ 59 Abs. 2 WBG), konnten sie 
diese weitere Inanspruchnahme nicht voraus- 
sehen. Die Bestimmung, die dem § 52 des 
Zweiten ErgGesWBG entspricht, soll so wie 
jene Vorschrift klarstellen, daß die Prüfstellen 
durch die Vereinbarungen mit den Ausstellern 
nicht gehindert werden, eine zusätzliche Ent- 
schädigung für die neu anfallenden Arbeiten 
zu verlangen. 

Zu § 21 

Die Wertpapierbereinigung ist zunächst auf 
die Wertpapiere solcher Aussteller beschränkt 
worden, die ihren Sitz bei Inkrafttreten des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes in dessen Gel- 
tungsgebiet hatten. Dabei ist die spätere Aus- 
dehnung des Bereinigungsverfahrens auf die 
Emissionen von Ausstellern, die ihren Sitz 
später in das Bundesgebiet oder nach Berlin 
verlegen würden, von Anfang an in Aussicht 
genommen worden (vgl. die Begründung zu 
§ 1 WBG). Diese Ausdehnung ist durch § 1 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes und durch 
§ 38 des Zweiten ErgGesWBG für diejenigen 
Aussteller angeordnet worden, welche ihren 
Sitz in dem zuerst genannten Fall bis zum 
1. April 1951, im anderen Falle in der Zeit 
vom 1. April 1951 bis zum 1. Oktober 1953 
verlegt haben. Inzwischen haben weitere Ge- 
sellschaften ihren Sitz in den Geltungsbereich 
der Wertpapierbereinigungsgesetze verlegt. 
Es ist daher geboten, auch die Wertpapiere 
dieser Aussteller in das Wertpapierbereini- 
gungsverfahren einzubeziehen. Da mit der 
Möglichkeit gerechnet werden muß, daß auch 
künftig noch Gesellschaften ihren Sitz in das 
Bundesgebiet oder nach Berlin verlegen wer- 
den, ist es angebracht, die Anwendung der 
Wertpapierbereinigungsvorschriften bis auf 
weiteres auch für die Wertpapiere derjenigen 
Aussteller vorzusehen, die nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ihren Sitz in das Bundesgebiet 
oder nach Berlin verlegen werden (Abs. 1). 


15 



Die Bereinigungsverfahren sind nach dem 
Wertpapierbereinigungsgesetz und den hierzu 
erlassenen Ergänzungsgesetzen durchzufüh- 
ren. In einzelnen Bestimmungen des Wert- 
papierbereinigungsgesetzes (§§ 3, 21) ist der 
Zeitpunkt seines Inkrafttretens für maß- 
gebend erklärt worden und nach Abs. 1 
sollen auch die Wertpapiere solcher Aussteller 
bereinigt werden, die erst nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ihren Sitz in das Bundesgebiet 
oder nach Berlin verlegen werden. An die 
Stelle des Inkrafttretens des Gesetzes muß 
daher ein anderer Zeitpunkt treten. Da ein 
einheitlicher allgemein festliegender Zeitpunkt 
nicht verwendet werden kann, bietet sich der 
Stichtag (§ 6 Abs. 2 WBG) der einzelnen 
Wertpapierart an (Abs. 2 Satz 1). Für die 
Vorschriften über die Einleitung des Bereini- 
gungsverfahrens (§§ 4 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 2 
WBG) muß die Regelung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes dann beibehalten wer- 
den, wenn der Aussteller seinen Sitz bereits 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes verlegt hatte 
(Abs. 2 Satz 2 und 3). 

Falls der Aussteller seinen Sitz erst nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes verlegt, wird für 
die Anwendung jener Vorschriften an die 
Sitzverlegung selbst angeknüpft (Abs. 3). 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 WBG kann der Inhaber 
eines Wertpapiers bis zum Ablauf von vier 
Monaten seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
beantragen, für das Wertpapier eine Liefer- 
barkeitsbescheinigung nach den im Währungs- 
gebiet erlassenen Bestimmungen (Richtlinien 
für die Bescheinigung der Lieferbarkeit von 
Wertpapieren, öffentlicher Anzeiger für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet vom 5. März 
1949 S. 1 ff.) auszustellen. Wird diesem An- 
trag bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkraft- 
treten des Gesetzes entsprochen, so bleibt das 
betreffende Wertpapier in Kraft. Dadurch, 
daß diese Regelung auch für die Wertpapiere 
übernommen worden ist, die erst durch die 
beiden Ergänzungsgesetze zum WBG in die 
Wertpapierbereinigung einbezogen worden 
sind, ergeben sich wegen des unterschiedlichen 
Inkrafttretens dieser Gesetze abweichende 
Fristen für den Antrag auf Erteilung einer 
Lieferbarkeitsbescheinigung und für deren 
Ausstellung. Auf diese Weise sind verschiedene 
Arten von Lieferbarkeitsbescheinigungen ent- 
standen, zu denen noch die Lieferbarkeits- 
bescheinigungen hinzutreten, die bis zum 
jeweiligen Inkrafttreten der Ereänzungs- 
gesetze nach den erwähnten Richtlinien er- 


teilt worden sind. Dadurch ist im Laufe der 
Wertpapierbereinigung eine erhebliche Un- 
übersichtlichkeit eingetreten, die den Bank- 
und Börsenverkehr erschwert. Die zuständi- 
gen Fachkreise erstreben daher großenteils 
die grundsätzliche Beseitigung der Lieferbar- 
keitsbescheinigungen. Diesem Verlangen trägt 
der Entwurf in der Weise Rechnung, daß bei 
den durch Abs. 1 neu in die Bereinigung 
einbezogenen Wertpapierarten nur die Wert- 
papiere in Kraft bleiben sollen, für die bis 
zum Ablauf des dem Stichtag vorangehenden 
Tages eine Lieferbarkeitsbescheinigung aus- 
gestellt worden ist. Es sollen also durch dieses 
Gesetz die Arten von Lieferbarkeitsbeschei- 
nigungen nicht erneut vermehrt werden. Aus 
diesem Grunde wird auch die Ausstellung 
einer Lieferbarkeitsbescheinigung nach § 48 
WBG für die im Ausland befindlichen Wert- 
papiere nicht mehr zugelassen (Abs. 4). 

Zu § 22 

Nach § 14 des Zweiten ErgGesWBG erlöschen 
die Ansprüche auf die vor dem 30. April 1945 
fällig gewordenen Zinsen und Gewinnanteile 
aus Wertpapieren, wenn sie nicht bis zum 
31. Dezember 1955 geltend gemacht werden. 
Diese Bestimmung gilt nach § 21 Abs. 1 des 
Entwurfs auch für die Wertpapierarten, die 
erst durch dieses Gesetz in die Bereinigung 
einbezogen werden. Im Hinblick darauf, daß 
die in § 14 des Zweiten ErgGesWBG be- 
stimmte Frist bereits abgelaufen ist, muß für 
den Beginn der Frist zur Geltendmachung 
der Ansprüche aus alten Zins- und Gewinn- 
anteilscheinen dieser Wertpapierarten ein 
neuer Zeitpunkt bestimmt werden. Diese 
Frist soll mit dem für die einzelne Wert- 
papierart maßgebenden Stichtag beginnen. 

Zu § 23 

Die Vorschriften im Abschnitt I des Zweiten 
ErgGesWBG über die Durchführung der Be- 
reinigung der fälligen Wertpapierarten und 
die in Abschnitt II desselben Gesetzes ent- 
haltene Regelung über die Zahlung der vor 
dem Kraftloswerden der Wertpapiere fällig 
gewordenen Zinsen und Gewinnanteile ma- 
chen die Aufstellung einer Schlußrechnung 
erforderlich (vgl. §§ 11 und 19 sowie die 
Begründung zu Abschnitt I Unterabschnitt 3 
des Zweiten ErgGesWBG) — BT-Drucksache 
Nr. 4304 der 1. Wahlperiode). 

In der Schlußrechnung wird die nach den 
Vorschriften im Abschnitt I des Zweiten Erg- 
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GesWBG tatsächlich zu erbringende Leistung 
des Ausstellers, der Istbetrag, dem Sollbetrag 
gegenübergestellt, der die bei Inkrafttre- 
ten des Wertpapierbereinigungsgesetzes be- 
stehende buchmäßige Verpflichtung des Aus- 
stellers aus den kraftlos gewordenen fälligen 
Schuldverschreibungen wiedergibt. 

Bei einigen fälligen Wertpapierarten kann 
eine Schlußrechnung nach den hierfür maß- 
gebenden Vorschriften nicht aufgestellt wer- 
den, weil die für die Berechnung des Soll- 
betrages erforderlichen Unterlagen des Aus- 
stellers nicht mehr zur Verfügung stehen. Um 
das Bereinigungsverfahren in solchen Fällen 
abschließen zu können, bedarf es einer Son- 
derregelung für die Aufstellung der Schluß- 
rechnung. Der Sollbetrag wird daher dem 
Istbetrag, also den tatsächlichen Leistungen 
des Ausstellers auf die zur Bereinigung an- 
gemeldeten und rechtskräftig anerkannten 
Rechte, gleichgesetzt (Satz 1). Satz 2 sieht 
eine Berichtigung der Schlußrechnung für den 
Fall vor, daß nachträglich Unterlagen auf- 
gefunden werden, welche die Aufstellung 
einer Schlußrechnung nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Zweiten ErgGesWBG ermög- 
lichen. 

Zu § 24 

Nach § 19 des Zweiten ErgGesWBG hat die 
Prüfstelle für jede Wertpapierart eine Schluß- 
rechnung für die nach dem 29. April 1945 
und vor dem Kraftloswerden der Wert- 
papiere fällig gewordenen Zinsen und Ge- 
winnanteile aufzustellen. Die Anwendung 
dieser Vorschrift hat in den Fällen zu Zwei- 
feln Anlaß gegeben, in denen die Wertpapiere 
bis zum Ablauf von zehn Monaten seit dem 
Stichtag, also nach dem Kraftloswerden, fällig 
geworden und demgemäß nach § 42 Abs. 1 
WBG für die Durchführung des Bereinigungs- 
verfahrens ebenfalls als fällige Schuldver- 
schreibungen zu behandeln sind. Wenn bei 
der Schlußrechnung über die Erträge für eine 
solche Wertpapierart § 19 des Zweiten Erg- 
GesWBG seinem Wortlaut nach anzuwenden 
wäre, würden die Zinsen für die Zeit vom 
Kraftloswerden der Wertpapiere bis zum 
Fälligkeitstag nicht zu berücksichtigen sein. 
Da der Aussteller aber in. diesem Falle die 
Zinsen nach § 16 des Zweiten ErgGesWBG 
bis zum Fälligkeitstag zu entrichten hat, 
würde die Schlußrechnung die tatsächlichen 
Leistungen des Ausstellers nicht in vollem 
Umfang in Rechnung stellen und damit zu 


einem unzutreffenden Ergebnis gelangen. 
Abs. 1 Nr. 1 stellt daher klar, daß in der 
Schlußrechnung über die Erträge auch die 
nach dem Kraftloswerden der Wertpapiere 
fällig gewordenen Erträge zu berücksichtigen 
sind. 

Nach § 15 des Zweiten ErgGesWBG in Ver- 
bindung mit § 44 Abs. 1 WBG hat der Aus- 
steller die nach dem Kraftloswerden der 
Wertpapiere fällig gewordenen Zinsen auf 
den Gesamtbetrag der Sammelurkunde zu 
zahlen, wobei also auch deren etwaige Er- 
höhung nach § 2 Abs. 2 des Zweiten ErgGes- 
WBG einbegriffen ist. Diese Erhöhung wird 
im allgemeinen darauf zurückzuführen sein, 
daß Rechte, bei denen im Prüfungsverfahren 
nicht geklärt werden konnte, ob sie sich auf 
ein fälliges oder ein nicht fälliges Wertpapier 
beziehen, in Wirklichkeit mindestens zu einem 
Teil zu den fälligen Rechten gehören. Bei 
Erhöhung der Sammelurkunde sind infolge- 
dessen die tatsächlichen, laufenden Zinslei- 
stungen des Ausstellers, die ihm durch das 
Gesetz auferlegt sind, höher als seine buch- 
mäßigen Verpflichtungen. Die Praxis hat sich 
in derartigen Fällen durchweg auf den Stand- 
punkt gestellt, daß auch die nach dem 
Kraftloswerden der Wertpapiere fällig gewor- 
denen Zinsen in die Schlußrechnung aufzu- 
nehmen sind, soweit sie sich auf den Betrag 
beziehen, um den die Sammelurkunde erhöht 
worden ist. Um etwaige Zweifel auszuschlie- 
ßen, wird dies im ersten Halbsatz von Abs. 1 
Nr. 2 klargestellt. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß der Aussteller verpflichtet ist, nach § 37 
Abs. 1 letzter Satz des Zweiten ErgGesWBG 
in die nachzuholenden Kündigungen und 
Verlosungen der Anleihe auch den Nenn- 
betrag einzubeziehen, um den die Sammel- 
urkunde nach § 2 des Zweiten ErgGesWBG 
erhöht worden ist (Abs. 1 Nr. 2 letzter Halb- 
satz). 

Bei der nach dem ersten Weltkrieg durchge- 
führten Aufwertung wurden die Markanleihen 
der Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände in Ablösungsanleihen umgetauscht, die 
auf Reichsmark lauten. Hierbei wurde den 
Inhabern von Altbesitz, d. h. von solchen 
Markanleihen, die vor dem 1. Juli 1920 er- 
worben waren, als Ablösung ein gleichgroßer 
Nennbetrag in Auslosungsscheinen mit be- 
stimmten Auslosungsbedingungen gewährt. 
Die ausgelosten Beträge werden mit 4V2v. H. 
jährlich vom 1. Januar 1926 an bis zum Ende 
des Jahres, in dem der Teilbetrag ausgelost 
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wird, verzinst; die Zinsen werden bei der 
Einlösung des Kapitals gezahlt (§§ 30 ff. des 
Gesetzes über die Ablösung öffentlicher An- 
leihen vom 16. Juli 1925 — Reichsgesetzbl. I 
S. 137). Das bedeutet, daß der Aussteller z. B. 
bei Fälligkeit des Rechts im Jahre 1944 neben 
dem Kapital die Zinsen ab 1. Januar 1926 bis 
zum 31. Dezember 1944, also auch die Zinsen 
aus der Zeit vor dem 30. April 1945, die 
sonst nach §§ 16, 19 des Zweiten ErgGes- 
WBG in der Schlußrechnung außer Betracht 
bleiben, zu zahlen hat. Wenn aber diese vor 
dem 30. April 1945 fällig gewordenen Zinsen 
in der Schlußrechnung über die Erträge oder 
in der Kapitalschlußrechnung nicht berück- 
sichtigt werden, wäre eine zutreffende 
Feststellung der etwa noch bestehenden Ver- 
pflichtungen des Ausstellers aus der Ablö- 
sungsanleihe nicht möglich. Aus diesem 
Grunde stellt Abs. 2 klar, daß in solchen 
Fällen auch die vor dem 30. April 1945 fällig 
gewordenen Zinsen in die Schlußrechnung 
einzubeziehen sind. Dieselbe Regelung muß 
auch dann Platz greifen, wenn Zinsen ver- 
traglich auf Grund der Anleihebedingungen 
erst mit der Einlösung des Kapitalbetrages 
zu entrichten sind, wie dies bei Kleinstücke- 
lung vorkommt. 


Zu § 25 

Der Entwurf stellt zur Behebung von Zwei- 
feln klar, daß die Zinsbeträge, die der Wert- 
papiersammelbank aus der verzinslichen An- 
legung von Geldbeträgen nach § 54 Abs. 2 
des Zweiten ErgGesWBG zufließen, anders 
als die auf Grund des § 54 Abs. 1 des Zweiten 
ErgGesWBG erlangten Beträge (vgl. § 13 des 
Entwurfs), nicht anteilmäßig an die Berech- 
tigten auszuschütten sind. Über die Verwen- 
dung dieser Zinsbeträge soll vielmehr erst 
durch das in § 38 Abs. 2 WBG vorbehaltene 
Gesetz entschieden werden (Satz 1). 

Satz 2 kündigt an, daß in diesem Gesetz auch 
darüber entschieden werden soll, inwieweit 
diese Zinsbeträge den Wertpapiersammel- 
banken als Vergütung belassen werden sollen. 
Die Verwaltung der Bodensätze nach § 54 
Abs. 1 des Zweiten ErgGesWBG hat die 
Wertpapiersammelbanken mit einer erheb- 
lichen Verwaltungstätigkeit und entsprechen- 
den Kosten belastet. Sie werden für diese 
Tätigkeit und für ihre Aufwendungen unter 
Berücksichtigung der ihnen etwa bereits 
zugeflossenen Vorteile zu entschädigen sein. 


Mit Rücksicht darauf, daß die Aufwendungen 
und der Umfang der Leistungen der Wert- 
papiersammelbanken noch nicht zu über- 
sehen sind, kann die Vergütung erst in einem 
späteren Gesetz festgesetzt werden. 

Zu § 26 

Eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien, die nicht voll ein- 
gezahlte Aktien ausgegeben hat, kann nach 
§ 57 des Aktiengesetzes die Aktionäre zur 
Einzahlung der ausstehenden Einlagen auf- 
fordern. Durch das in § 58 des Aktiengesetzes 
vorgesehene sogenannte Kaduzierungsverfah- 
ren sowie durch die Verpflichtung der Vor- 
männer eines in einem solchen Verfahren 
ausgeschlossenen Aktionärs zur Zahlung der 
rückständigen Beträge wird die volle Einzah- 
lung des Gesellschaftskapitals gewährleistet. 
Unterliegen die nicht voll eingezahlten Aktien 
der Wertpapierbereinigung, so sind, soweit 
im Bereinigungsverfahren Gutschrift nicht 
erteilt ist, die Berechtigten nicht bekannt. 
Wenn eine Aufforderung der Gesellschaft zur 
Einzahlung ausstehender Einlagen ergeht, 
würden daher die unbekannten Berechtigten 
der Aufforderung nicht Folge leisten können. 
Die Gesellschaft könnte aber wegen der 
Nichtbeachtung ihrer Aufforderung die 
Aktien und die geleisteten Einzahlungen nach 
§ 58 Aktiengesetz für verlustig erklären. Auf 
diese Weise würden die unbekannten Berech- 
tigten aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen benachteiligt werden. Die Abwä- 
gung des Interesses der Gesellschaft an der 
vollen Aufbringung des Grundkapitals und 
des Interesses der im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren noch nicht anerkannten oder erst 
zu bestimmenden Berechtigten an der Er- 
haltung ihrer Rechte spricht dafür, die Auf- 
forderung zur Einzahlung, die Androhung 
der Kaduzierung und damit auch die Kadu- 
zierung selbst sowie den Rückgriff auf Vor- 
männer für die im Wertpapierbereinigungs- 
verfahren noch nicht gutgeschriebenen Aktien 
vorübergehend auszuschließen, wenn der ge- 
samte, bestimmten Berechtigten noch nicht 
zugeteilte Bodensatz an nicht voll einge- 
zahlten Aktien ein Zehntel des Grundkapitals 
nicht übersteigt. Die Einzahlungsaufforde- 
rung, die Kaduzierung und der Rückgriff auf 
Vörmänner werden in diesen Fällen wieder 
zulässig, sobald und soweit Gutschrift erteilt 
oder der Berechtigte durch das in § 38 Abs. 2 
WBG vorbehaltene Gesetz bestimmt wird. 
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Zu § 27 

Da der Entwurf mehrfach auf das Wert- 
papierbereinigungsgesetz und die Wertpapier- 
bereinigungsgesetze Bezug nimmt, bedarf es 
der Klarstellung, welche Gesetze im einzelnen 
hierzu gehören. 

Zu § 28 

Durch die Bestimmung wird die Erstreckung 


des Gesetzes auf Berlin (West) in der bei 
Wertpapierbereinigungsgesetzen üblichen 
Weise vorgesehen. 

Zu § 29 

Das Hinausschieben des Inkrafttretens des 
Gesetzes soll die Möglichkeit schaffen, sein 
Inkrafttreten im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) zu demselben Zeitpunkt zu erreichen. 
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